
Atomwarnung der USA
Angebot Kennedys zum Kernwaffen-Stop -  Zustimmung im Westen -  W ieder Nein aus Moskau

Die Gartenstadt Groß-Ziethen an der Südgrenze von West- 
Berlin wurde von einem starken Evakuierungskommando aus 
dem Schlaf gerissen. Beschämt verdeckt der Vopo sein Gesicht; 
er muß darüber wachen, daß die Deportation seiner Eandsleute 

reibungslos vonstatten geht

„Sowjetzone Ist ein 1iZi4
Internationale Juristen kommission zur Berliner Mauer

Washington / Moskau / Bonn 
<dpa/ap/upi). Präsident Kennedy 
hat die Sowjetunion in einer 
Rundfunk- und Fernsehanspra
che auf die Folgen aufmerksam 
gemacht, die sich ergeben könn
ten, wenn die Sowjetunion nicht 
einer kontrollierten Einstellung 
aller Kernwaffenversuche zu
stimmt. In diesem Falle seien 
•die USA im Interesse ihrer na
tionalen Sicherheit und der Be
wahrung des Weltfriedens ge
zwungen, Ende April ihre 
Kernwaffenversuche in der At
mosphäre wiederaufzunehmen.

>se Entscheidung, so betonte 
Präsident, habe er „schwe

ren Herzens“ getroffen. — Die 
westlichen Regierungen haben 
die Entscheidung Präsident 
Kennedys "bereits voll unter
stützt. Ausdeutungen aus Mos
kau dagegen lassen es fraglich 
erscheinen, ob die Sowjetunion 
das Angebot Kennedys anneh
men wird. Tass nannte „eine 
kontrollierte Einstellung der 
Versuche völlig unannehmbar“ .

Wenige Stunden nach dem 
amerikanischen Präsidenten 
sprach auch Außenminister 
Rusk im Fernsehen zur Atom
frage. Er sagte, Kennedys Ent
schluß, die Versuche fortzu
setzen, werde die Genfer Ab
rüstungskonferenz nicht verhin
dern. Er hoffe vielmehr, daß 
Kennedys Entscheidung die So
wjetunion veranlassen werde, 
eine realistische Haltung zu den 
Abrüstungsgesprächen einzu
nehmen und der Genfer Kon
ferenz einen „Akzent von Rea
lismus und Dringlichkeit“ zu 
geben.

Für den Fall, daß bei den am
14. März beginnenden Abrü
stungsverhandlungen in Genf 
ein Abkommen über die kon
trollierte Einstellung der Kern
waffenversuche erreicht wird, 
ist Kennedy bereit, selbst nach 

(Fortsetzung auf Seite 3)

Genf (ap). Die von Pankow 
gebaute Mauer in Berlin ist 
nach Auffassung der Internatio
nalen Juristenkommission ein 
Beweis dafür, daß die Sowjet
zone kein Staat, sondern ein 
Konzentrationslager ist.

-  In einer in Genf veröffentlich
ten Broschüre der Kommission, 
die etwa 40 000 Juristen in mehr 
als 60 nichtkommunistischen 
Staaten repräsentiert, wird un
ter dem Titel „Die Berliner 
Mauer, eine Verhöhnung der 
Menschenrechte“ auf die Unter
drückung praktisch aller
menschlichen Grundrechte und 
Freiheiten durch die Zonen

regierung verwiesen. Durch den 
Bau der Mauer habe das Re
gime vor aller Augen den Be
weis seiner Unfähigkeit gege
ben, seinen Bürgern jenes Mini
mum an Freiheit, Gerechtigkeit 
und Wohlfahrt zu geben, das 
den Unterschied zwischen einem 
Staat und einem Konzentrations
lager darstelle. Die Maßnah
men Pankows im Zusammen
hang mit dem Mauerbau hätten 
jene sogar in der Verfassung 
der sogenannten DDR veran
kerte Freiheit der Ausreise und 
der Auswanderung im Wider
spruch zu den Prinzipien des 
Rechts völlig aufgehoben.

Wieder Zwangsräumungen in  der Zone
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K lein - Leipzig
E. Kl. Die Pressestelle der 

Leipziger Frühjahrsmesse hat 
zugegeben, daß die Zahl der 
Besucher aus den „kapitalisti
schen Ländern und aus West
deutschland“ im Vergleich zum 
Vorjahr geringer ist. Die -west
deutsche Ausstellerzahl wurde 
nahezu halbiert; so sagt schon 
die offizielle Statistik. Ob und 
mit welchem Troß die verblie
benen 617 wirklich auch gekom
men sind, wird man erst erfah
ren, wenn objektive Berichte 
westlicher Journalisten vorlie
gen.

Sosehr auch die'Propaganda
stellen der Sowjetzone hervor
heben, daß die Zahl der Aus
steller aus der westlichen Welt 
gewachsen sei, so ist doch die 
von diesen Ausstellern besetzte 
Quadratmeterzahl der Messe 
kaum gestiegen (von SS 000 auf 
85 000); sie beträgt nur reichlich 
1 0  v.H. der Gesamtfläche, wäh
rend allein die sowjetzonalen 
Staatsbetriebe mit 200 000 Qua
dratmetern rund zwei Drittel 
der Ausstellung beherrschen. 
Solche Fassaden auf Befehl und 
mit propagandistischem Hinter
grund zu errichten, ist in zen
tral gelenkten Volkswirtschaften 
keine Kunst. Für den Welthan
del aber ist und bleibt Leipzig 
eine entbehrliche Randerschei
nung.

Daran ändern auch die 269 
absichtlich „gefeierten“ briti
schen Firmen nichts, die nach 
Leipzig kamen, obwohl auch die 
britische Regierung diesmal von 
einem Besuch des Ulbricht-Staa
tes abgeraten hat. Selbst die 
Verlängerung eines Handelsab
kommens, das der britische In
dustrieverband mit der Sowjet
zone dieser Tage Unterzeich
nete und das nur einen Güter
austausch im Vorjahresumfang 
vorsieht (knapp 10 v.H. des In- 
terzonenhandols), bestätigt, wie 
untergeordnet solche „Rand
erscheinungen“ auch für die 
britische Wirtschaft sind.

Jedenfalls hat man sich in 
Pankow über die selbstver
ständliche politische Demonstra
tion weidlich geärgert, die im 
Fernbleiben prominenter Fir
men 4er Bundesrepublik so 
sichtbar zum Ausdruck kam. 
Wer trotzdem in Leipzig alte 
Geschäftsfreunde aus dem So
wjetblock treffen wollte, verbin
det mit dieser Reise gewiß

nicht die Absicht, dem Ulbricht- 
Regime eine Reverenz zu erwei
sen. Man vergesse nie, daß die 
Länder des Ostblocks diktato
risch regiert werden und daß 
sich gerade unter den erfolgrei
chen Ingenieuren und Man
agern, die zum Besuch von 
Leipzig verpflichtet wurden, 
viele befinden, bei denen es 
sich auch politisch lohnen 
könnte, einen menschlichen 
Kontakt herzustellen und auf
rechtzuerhalten. Sie können 
mit ihrem Sachverstand noch 
manche überfällige Entstalini-

80 Minuten bei Adenauer —
WJB Bonn. — Zwischen Bun

desdeskanzler Adenauer und 
dem amerikanischen Sonder
botschafter in Berlin, General 
Clay, besteht volle Übereinstim
mung über alle Berlin betref
fenden Fragen. Dies verlautete 
nach einem 80-Minuten-Gespräch 
im Bundeskanzleramt.

Auch in diesem Gespräch war 
die mögliche Entwicklung in 
Genf das Hauptthema. Wie 
man hört, hatte Clay, der seit 
seinem Amtsantritt in Berlin 
zum erstenmal den Bundeskanz
ler auf suchte, großes Verständ
nis für die Sorge Adenauers, 
daß die Sowjetunion den We
sten in Genf mit einem neuen 
Vorstoß überraschen könne. 
Einig war man sich auch über 
die Notwendigkeit, sämtliche 
Verkehrsverbindungen zwischen 
Berlin und der Bundesrepublik 
mit allen Mitteln gegen Stö
rungen zu sichern.

sierung überleben. Das Fern
bleiben von Leipzig wurde r 
gends in der freien Welt L. 
fohlen, daß es freiwillig so um
fangreich geschah, ist eine
verdiente Quittung für den
Terrorakt des Mauerbaus. Pan
kow soll sich auch nicht wun
dern, wenn die erst später her
auskommenden Statistiken über 
den wirklichen West-Ost-Han- 
del ergeben sollten, wie tief 
und langfristig die Wirkungen 
dieser Gewalttat sind. Darüber 
sagt die heutige Leipziger
Fassade überhaupt nichts aus.

Was ist „lebenswichtig“  ?
Gewisse Meinungsunterschiede 

bestehen dagegen offensichtlich 
nach wie vor in der Frage der 
politischen Bindungen zwischen 
Berlin und der Bundesrepublik. 
Amerikanische Kreise in der 
Bundeshauptstadt äußerten am 
Dienstag die Ansicht, die Be
merkungen des amerikanischen 
Justizministers Robert Kenne
dy zu dieser Frage seien in 
Berlin und in Bonn „zu exten
siv“ ausgelegt worden. Die 
USA hielten an dem Standpunkt 
fest, daß alle politischen Bin
dungen, die für Berlin lebens
wichtig seien, aufrechterhalten 
werden müßten. Dies gelte aber 
nicht unbedingt für alle Institu
tionen des Bundes und auch 
nicht für gewisse repräsentative 
Veranstaltungen der Bundesor
gane, womit offensichtlich vor 
allem Bundestagssitzungen in 
der deutschen Hauptstadt ge
meint sind.

General Clay traf in Bonn mit Bundeskanzler Adenauer zu 
einem politischen Gespräch zusammen. Die Aussprache fand auf 
Initiative des Kanzlers statt. (Foto: upi)

Volle Übereinstimmung mit Clay



Thedieck sprach über die Zone
Mehr als sieben Kompanien seit dem 13. August geflohen

Berlin dpa. — Seit dem 13. 
August sind mehr als sieben 
Kompanien Uniformierter aus 
der Sowjetzone nach West-Ber
lin geflüchtet. Diese Zahl nannte 
Staatssekretär Thedieck vom 
Ministerium für gesamtdeutsche 
Fragen in einer Kundfünkan- 
sprache.

Zum Warenkredit der Sowjet
union für die Zone sagte The
dieck, die Geheimhaltung von 
Einzelheiten lege den Schluß 
nahe, daß Moskau nicht als 
„helfender großer Bruder" ge
handelt habe. Wahrscheinlich 
sei Ulbricht zur Lieferung in 
der Sowjetunion dringend be-

Ätomwarnung der USA
(Fortsetzung von Seite 1)

Genf zu kommen, um den Pakt 
mit Macmillan und Chru
schtschow zu unterzeichnen. Die 
amerikanischen Versuche sollen 
auf den britischen Weihnachts- 

'ein im Pazifik durchgeführt 
rden. Eine Gefahr durch 

radioaktive Niederschläge be
steht, wie Kennedy versicherte, 
nicht. Als Ziel der Versuche 
nannte der Präsident in seiner 
Rede:

© Wirkung feindlicher Kem- 
waffenangriffe auf das US-Ver- 
teidigungssystem festzustellen, 

© Erkenntnisse über verbes
serte leichtere und wirkungs
vollere Atomsprengkörper zu 
gewinnen,

Abwehrmittel gegen eine 
Anti-Raketen-Rakete zu erpro
ben.

In seiner breit angelegten 
Rede analysierte Kennedy ein
gehend die Bedeutung der letz
ten sowjetischen Versuche mit 
den Superbomben, die zwar 
noch keine unmittelbare Über
legenheit der Sowjets auf dem 
Kernwaffengebiet gezeigt, zwei
fellos aber wesentlich neue Er
kenntnisse über die große Zer
störungswirkung der Kernwaf
fen erbracht hätten. Wenn die 
USA hier tatenlos zusehen und 
gar zulassen würden, daß die 
Sowjets nach Auswertung ihrer 
Testergebnisse weitere Versuche 
unternähmen, so würde dies 
möglicherweise die westliche 
Verteidigungsposition entschei
dend schwächen, sagte der Prä
sident.

nötigter Waren angehalten 
worden. Dafür seien ihm sowje
tische Rohstoffe und Halbfertig
waren zugesagt worden.

Die in der Zone fehlende Kar
toffelmenge bezifferte Thedieck 
mit 5,6 Millionen Tonnen. Die-

Rom (upi/dpa). Papst Johan
nes hat den Primas der katho
lischen Kirche Polens, Kardinal 
Wyszynski, zu einer dritten und 
letzten Privataudienz vor dessen 
Rückreise nach Warschau emp
fangen. Er bat den Kardinal, 
dem polnischen Episkopat sei
ner besonderen Zuneigung zu 
versichern und sagte wörtlich: 
„In oftmals schwierigen Ver
hältnissen, in Kriegen und Prü
fungen jeder Art haben die 
polnischen Katholiken stets die 
Fackel des Evangeliums hoch
gehalten.“

Kardinal Wyszynski hielt sich 
seit dem 16. Februar in Rom 
auf. Nach übereinstimmenden 
Berichten hat er im Vatikan 
auch über Probleme der pol
nisch verwalteten deutschen

Offener Brief gegen Callow
London (dpa) — Der Korre

spondent des liberalen „Guar
dian“ hat in einem „offenen 
Brief“ allen „Zonen-Eindrücken“ 
des Oberbürgermeisters von 
Coventry, Callow widersprochen, 
die dieser kürzlich nach einer 
Reise durch die Sowjetzone ge
äußert hatte. Der Journalist 
schreibt, es sei schwer zu glau
ben, daß der Oberbürgermeister 
das gleiche Land besucht habe, 
wie er. Er sei auf seiner Reise 
von Rentnern, Fabrikarbeitern, 
Studenten und jungen Leuten 
gebeten worden, das wirkliche 
Leben in der Sowjetzone zu be
schreiben. Viele Menschen seien 
angeekelt und entmutigt über 
die Angaben des Oberbürger
meisters von Coventry gewesen, 
der ein Regime reingewaschen 
habe, das nichts weiter als ein 
Marionettenregime sei und die 
Menschenrechte mißachte. Sein 
offener Brief solle dazu dienen, 
die „Feststellungen“ des Ober
bürgermeisters zu widerlegen.

ser Mangel ergebe sich unter 
anderem aus den unterschied
lichen Produktionserfolgen der 
Landwirtschaft diesseits und 
jenseits der Zonengrenze. Wäh
rend in der Bundesrepublik je 
Hektar 224 Doppelzentner Kar
toffeln geerntet worden seien, 
habe der Durchschnittsertrag in 
der Zone nur 123,7 Doppelzent
ner betragen.

Ostgebiete gesprochen. Wie ver
lautet, sind jedoch Bemühungen 
des Kardinals, den Vatikan zu 
einem stärkeren Eingehen auf 
die polnischen Wünsche bei der 
Seelsorge in den polnisch ver
walteten deutschen Ostgebieten 
zu bewegen, erfolglos gebliebem 
Als einzige „Neuerung“ im seel
sorgerischen Wirkungsbereich 
Wyszynskis erwarten Kreise 
des Vatikans in der nächsten 
Zeit die Ernennung eines zwei
ten Weihbischofs von Danzig.

Der deutsche Standpunkt zu 
diesen Fragen war dem Vatikan 
kurz vor dem Eintreffen Wys
zynskis erneut dargelegt wor
den. Kardinal Wyszynski hatte 
während seines Aufenthaltes in 
Rom auch eine Aussprache mit 
dem Erzbischof von München, 
Kardinal Döpfner. Dabei dürfte 
ebenfalls die Frage der deut
schen Ostgebiete zur Sprache 
gekommen sein.

Mehr als 100 Studenten 
vom SSD verhaftet

WJB Bonn — Mehr als 100 
Studenten sind seit dem 
13. August unter dem Vorwurf, 
gegen das kommunistische „Re
publikschutzgesetz“ verstoßen 
zu haben, von sowjetischen Ge
richten verurteilt oder vom 
SSD verhaftet worden. Gegen 
mindestens 57 von ihnen wur
den hohe Freiheitsstrafen ver
hängt. Unter ihnen sind Stu
denten aus West- und Ost-Ber
lin, aus der Bundesrepublik und 
sogar mehrere ausländische 
Staatsangehörige. Nach den in 
Bonn vorliegenden Informa
tionen werden wenigstens sieben 
ausländische Studenten der 
Freien Universität — drei Syrer, 
ein Indonesier, ein Chilene, ein 
Türke, ein Holländer und ein 
Schweizer in Ostberliner Ge
fängnissen festgehalten.

Kardinal Wyszynski dreimal M m  Papst



Gespräche in Polen!

„Wir müssen uns melir unterhalten“
Bundesrepublik ist ihnen lieber als „Ulbricht-Deutschland“
Zakopane. — Der polnische 

Student, dem wir in dem Win- 
tersportort Zakopane an der 
hohen Tatra auf der Straße oder 
iri einem der kleinen Cafés der 
30 000 Einwohner zählenden 
Stadt fast täglich begegneten, 
war der erste, der uns darauf 
aufmerksam machte, daß der 
Besucher aus der Bundesrepu
blik in Polen nicht ungern ge
sehen ist. „Man muß verstehen, 
daß der Pole den unseligen 
letzten Krieg und damit die 
Deutschen nicht besonders gut 
leiden mag, aber wenn schon 
ein Deutscher in unser Land 
kommt, dann ist es uns lieber, 
er kommt aus der Bundesrepu
blik als aus dem Deutschland 
Ulbrichts.“

Auf die Frage, warum die 
Polen die Bundesbürger lieber 
in ihrem Land sehen, meinte 
der Student, daß man in Polen 
immer mehr einsehe, daß das 
„westliche Deutschland“ eben 
doch freier als die Sowjetzone 
sei.

„Das kommt uns mehr ent
gegen“, sagte der Student, der 
in Warschau Außenhandel stu
diert. „Wir können hier in Po
len ohne weiteres Rundfunksen
dungen aus dem Westen anhö
ren. Was wir dagegen aus Ost
deutschland an ständiger Pro
paganda hören, ist nicht gerade 
geeignet, uns Polen zu begei
stern.“

Fast immer aber war auch 
zu hören, daß die Polen zum 
Ostblock stehen müßten, wenn 
sie als Nation bestehenbleiben 
wollten. „Uns bleibt keine an
dere Wahl", sagte der Redak
teur einer polnischen Zeitung 
aus Warschau. „Aber unser 
Plan geht dahinaus, uns mehr 
mit den westlichen Ländern zu 
liieren. Sie werden feststellen 
und zugeben müssen, daß z. B. 
hier in Zakopane durchaus ein 
westliches Klima herrscht.“

Alle jungen Menschen haben 
einen „inneren Drang“ zum 
Westen. Für sie ist es aber an
dererseits eine feststehende Tat
sache, daß alles ostwärts der 
Oder-Neiße-Linie polnisches Ge
biet ist. „Damit muß sich 
Westdeutschland abfinden“, 
sagte uns ein Pole.

Es war am letzten Sonntag,

als fast 150 000 Menschen nach 
Zakopane strömten und hier er
leben wollten, wer Weltmeister 
im Skispringen wurde. Man 
sah zwar vorwiegend polnische 
und sowjetische Autos, aber 
auch Mercedes-Wagen mit pol
nischem Nummernschild fehlten 
nicht. „Wir brauchen aber nicht 
nur Autos aus Westdeutschland, 
sondern auch viele andere Dinge 
eurer Industrie.“ So oder ähn
lich war die Meinung derjeni-

Wiesbaden / Karlsruhe (dpa). 
Von den Sicherheitsorganen der 
Bundesrepublik werden nach 
Angaben des hessischen Innen
ministeriums jährlich 2800 Agen
ten östlicher Geheimdienste 
„ausgeschaltet“. Die Gesamtzahl 
der Personen, die zur Zeit in 
der Bundesrepublik im Auftrag 
östlicher Geheimdienste arbei
ten, wird auf 16 0 0 0  geschätzt. 
Seit dem Bau der Mauer um 
Berlin habe, wie der hessische 
Innenminister Schneider gestern 
ergänzend mitteilte, der Einsatz 
sowjetzonaler Funktionäre in 
Westdeutschland nachgelassen.

Das Festival-Komitee der

gen Polen, die wir darüber 
befragten, ob sie eine Versü
kung des Warenaustausch. 
mit der Bundesrepublik 
wünschten.

Der Beobachter kam zu der 
Auffassung, daß vor allem die 
jungen Polen den Deutschen 
aus der Bundesrepublik nicht 
skeptisch gegenüberstehen. Man 
betonte aber, daß die „alten 
Wunden“ erst einmal ausheilen 
müßten. Man meint, „Polen und 
Deutsche müßten sich mehr als 
bisher unterhalten“ über all die 
Dinge, die beide Völker seit 
Jahrhunderten gemeinsam be
wegten. Walter Schweden

Bundesrepublik zur Vorberei
tung der kommunistischen 
Welt-Jugend-Festspiele ist ein 
Teil der verfassungsfeindlich 
verbotenen kommunistischen 
Jugendorganisation FDJ. über 
das Festival-Komitee versuche 
die FDJ, wie der Bundesge
richtshof mitteilte, Einfluß auf 
die nichtkommunistische Ju
gendorganisationen in der Bun
desrepublik zu gewinnen.

Stolperdrähte auf den Dächern mußten Ulbrichts Soldaten in 
der Bernauer Straße ziehen.

Jährlich 2SÖÖ Ost-Agenten
In der Bundesrepublik ausgesehaltet — Festival-Komitee verboten


